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Die massiv steigenden Lebenshaltungskosten, die kommende Rezession, der Krieg und das Rollback
bei der Energiepolitik stehen in einem inneren Zusammenhang. Doch an der gesellschaftlichen
Oberfläche scheinen sie in Widerspruch zueinander zu stehen. So fragen sich Klimaaktivist:innen, ob
die Forderungen nach Deckelung der Strom- und Gaspreise für die Lohnabhängigen nicht den
Ausbau der Energieerzeugung aus fossilen Brennstoffen befördern. Andererseits denken viele
Lohnabhängige an steigende Preise und unsichere Versorgung, wenn sie das Wort „Energiewende“
hören.

Dieser Gegensatz tritt nicht zufällig zu Tage. In der bürgerlichen Wirtschafts- und Umweltpolitik
stellt er sich tatsächlich als solcher dar. In der kapitalistischen Marktwirtschaft geht es schließlich
nicht darum, möglichst gute Produkte zu erzeugen, sondern Profit zu erwirtschaften. Und dabei sind
Energie, Umwelt, Klima, aber auch die menschliche Arbeitskraft vor allem Kostenfaktoren. Die viel
gepriesene Entlastung der Massen taucht daher immer als untergeordnetes Ziel auf, weil sie
natürlich einen Abzug vom Gesamtprofit bedeutet – erst recht in Zeiten sinkender Profitraten,
verschärfter Konkurrenz und angesichts der nächsten Rezession.

Analog wird auch der Kostenfaktor Klima- und Umweltschutz betrachtet. Der vollmundig
versprochene Green Deal der EU-Kommission und der Bundesregierung versucht, wie alle
bürgerlichen, also auf dem Boden des Kapitalismus verbleibenden Konzepte, die Quadratur des
Kreises.

Der Gegensatz zwischen Sicherung der Lebensbedingungen der Massen und Energiewende ist
jedoch durchaus aufhebbar – allerdings nur im Rahmen eines Kampfes für grundlegende
gesellschaftliche Veränderungen. An dieser Stelle können wir kein umfassendes, detailliertes
Programm zu allen Fragen von Inflation und Klima präsentieren, wohl aber einige Eckpunkte
skizzieren.

1. Sicherung der Lebensbedingungen der Ausgebeuteten

Angesichts eines sozialen Tsunamis, der Millionen in Deutschland und Milliarden auf der Welt zu
überrollen droht, muss der Kampf um die Sicherung der Einkommen der lohnabhängigen und
bäuerlichen Massen an erster Stelle stehen. Das inkludiert sowohl Forderungen zur Sicherung der
Einkommen wie die gleitende Skala der Löhne, die nach existenzsichernden Mindestlöhnen, Renten
und Arbeitslosengeld, als auch die nach Deckelung von Preisen. Letztere Maßnahmen würden z. B.
ein Einfrieren der Preise für Energie, für Mieten und Lebensmittel beinhalten.

Maßnahmen zur Sicherung der Kaufkraft reichen jedoch nicht, wenn die Versorgung mit
essentiellen Produkten nicht sichergestellt werden kann. Sogar in Ländern wie Deutschland findet
ein makaber Disput darüber statt, ob der Staat bei Knappheit zuerst die Versorgung der privaten
Haushalte sichern muss oder die Unternehmen vorgehen sollen. Noch viel extremer fällt das
Problem in vielen halbkolonialen Ländern aus, die über weit weniger Ressourcen verfügen, bei
steigenden Weltmarktpreisen die Versorgung zu sichern.
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2. Kontrolle durch die Arbeiter:innenklasse und die Unterdrückten

Die Versorgungsproblematik verweist darauf, dass die Verteilung eines knappen Gutes eine globale
Frage des Klassenkampfes aufwirft. Die Lohnabhängigen müssen im Bündnis mit anderen, von der
Krise an den Rand gedrückten Schichten (Bauern, Bäuerinnen, Teile der Mittelschichten und des
städtischen Kleinbürger:innentums) Kontrollorgane schaffen, die die Umsetzung von Maßnahmen
(Preiskontrollen, automatische Lohnanpassung) wie auch die Versorgung der Massen sichern. Im
Falle von Energieknappheit, die es in zahlreichen Ländern der sog. Dritten Welt nicht erst seit dem
Ukrainekrieg gibt, müssen Kontrollorgane der Arbeiter:innenklasse und andere Unterdrückter die
Prioritäten der Verteilung festlegen.

3. Die Reichen müssen zahlen! Enteignet die Profiteur:innen!

Dass wir als Konsument:innen die Preissteigerungen zahlen sollen, weiß mittlerweile fast jedes Kind.
Gleichzeitig verkauft die Regierung die Verlängerung der Braunkohleverstromung, die eigentlich
ohne die Sanktionspolitik gegen Russland gar nicht nötig wäre, als „demokratische“
Übergangslösung, die natürlich auch wir zahlen sollen. Und die Unternehmerverbände trommeln für
den Ausstieg aus dem Ausstieg aus der Atomkraft.

Solche Scheinlösungen des Kapitals müssen wir entschieden zurückweisen. Die Reichen, die
Profiteur:innen der Krise müssen für die steigenden Lebenshaltungskosten aufkommen. Sie müssen
durch eine drastische Besteuerung von Unternehmensgewinnen und privaten Vermögen zur Kasse
gebeten werden. Eine Übergewinnsteuer kann dazu ein erster Schritt sein.

Um die Energiekrise, die Preisexplosion zu bekämpfen und zugleich eine wirkliche Wende in der
Energiepolitik einzuleiten, müssen die großen Konzerne enteignet werden. Das darf nicht nur
Pleitegeier wie Uniper betreffen, wobei auch dort eine entschädigungslose Enteignung allemal
günstiger wäre, als Milliarden für den Kauf von Aktien zu verballern. Um einen geplanten, von den
Arbeiter:innen als Beschäftigten und Konsument:innen kontrollierten und forcierten Aus- und
Umstieg der Energieerzeugung zu schaffen, müssen sämtliche Großbetriebe der Branche
entschädigungslos enteignet werden.

4. Einheitsfront aller Organisationen der Arbeiter:innenklasse und
Unterdrückten zur Durchsetzung der Forderungen

Schon um die Forderungen zur Existenzsicherung der Bevölkerung durchzusetzen, braucht es eine
gewerkschaftliche, betriebliche sowie in den Wohnvierteln verankerte politische Massenbewegung.
Sie muss von der Arbeiter:innenklasse getragen und geführt werden und das gesamte Arsenal des
Klassenkampfes nutzen: Massendemonstrationen, Blockaden, Besetzungen, vor allem aber die Waffe
des politischen Streiks bis hin zum Generalstreik.

Nur so werden sich unsere Ziel umsetzen lassen. Angesichts der drohenden Katastrophe sind alle
Organisationen der Arbeiter:innenklasse, der Linken, der gesellschaftlich Unterdrückten in der
Pflicht, mit ihrer Politik des Zaudern, des Stillhaltens, der sozialpartnerschaftlichen Kuschelrunden
zu brechen. Diese „Strategie“ führt in den Abgrund – und zwar für Millionen.

Um erfolgreich zu sein, wird es aber auch nicht reichen, wenn die gemeinsame Aktion auf
Abkommen zwischen den Führungen beschränkt bleibt. Dann besteht immer die Gefahr, dass
kleinbürgerliche oder reformistische Kräfte und vor allem die Gewerkschaftsbürokratie die
Mobilisierung nicht nur kontrollieren, sondern auch nach Gutdünken jederzeit abblasen können.

Um dies zu verhindern, die Mobilisierung zu verbreitern und bisher Unorganisierte einzubeziehen,



brauchen wir Aktionskomitees in den Betrieben und Wohnvierteln, also demokratische Kampforgane
der Arbeiter:innenklasse und Unterdrückten.

5. Enteignung, Arbeiter:innenkontrolle und demokratische Planwirtschaft

Die aufgeworfenen Fragen verweisen auch in eine bestimmte, gesellschaftliche Richtung. Die
Enteignung der Energiekonzerne und deren Zusammenlegung unter Arbeiter:innenkontrolle schafft
eine wichtige Voraussetzung für die Neuorganisation des gesamten Sektors. Sie verweist zugleich
auf die gesamte Gesellschaft. Schließlich wird der Bedarf an Energie durch die Organisation der
Produktion und Reproduktion in ihrer Gesamtheit bestimmt. Die Enteignung kann daher nicht bei
einem Wirtschaftszweig haltmachen, sondern muss die Kommandohöhen von Finanz, Industrie, im
Handel und Transport umfassen – und zwar nicht nur in einem Land, sondern weltweit.

Dies erfordert den revolutionären Sturz des Kapitalismus und die Errichtung der Herrschaft der
Arbeiter:innenklasse. Die Kampforgane, die gegen Inflation, Krise und für die Sicherung der
Lebenshaltungskosten notwendig sind, können bei einer Zuspitzung der Auseinandersetzung – z. B.
bei einem Generalstreik oder bei Massenrevolten wie in Sri Lanka – zu Organen der zukünftigen
Rätemacht und einer revolutionären Arbeiter:innenregierung werden.

Eine vollständige, in sich stimmige ökologische Wende kann schließlich nur durch die sozialistische
Revolution herbeigeführt werden und im Rahmen einer rätedemokratisch organisierten
Planwirtschaft vorangetrieben werden. Sie könnte die Produktion und Reproduktion im Interesse
der Gesellschaft und der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen der Menschheit im Rahmen
einer ökologischen Kreislaufwirtschaft reorganisieren. Den Kampf dafür können, ja müssen wir
heute schon aufnehmen. Die Krise des Kapitalismus und die offenkundige Unfähigkeit der
herrschenden Klasse, auch nur eines der großen Probleme der Menschheit zu lösen, erlauben dabei,
die Verteidigung unserer unmittelbaren Interessen mit dem Kampf für eine Zukunft frei von
Ausbeutung und Unterdrückung zu verbinden.


